
 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 



2 
 

 

 
 
 
 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



3 
 

 

 



4 
 

 

 



5 
 

 

1. 

2. 

3. 

 



6 
 

 

 

 

dem 

Austritt folgt.

 



7 
 

 

 

 

 



8 
 

 

3. 

4. 

5. 

6. 

c. gegebenenfalls den Betrag, den der Versicherte im Rahmen der Wohneigentumsfërderung aus 
der Vorsorgeeinrichtung eines früheren Arbeitgebers vorbezogen hat und der bei Beendigung des 
Arbeitsverhaltnisses noch nicht zurückerstattet worden ist; Angaben über das betreffende 
Wohneigentum sowie das Datum des Vorbezugs; 

d. gegebenenfalls den Betrag, der im Rahmen der Wohneigentumsfërderung verpfandet wurde, 
Angaben über das betreffende Wohneigentum sowie den Namen des Pfandglaubigers; 

e. gegebenenfalls die Betrage und Daten der freiwilligen Einkaufe, die in den letzten drei Jahren vor 
dem Beitritt zur Pensionskasse getatigt wurden; 

f. samtliche Angaben betreffend einen allfalligen gesundheitlichen Vorbehalt einer früheren 
Vorsorgeeinrichtung. 

Arbeitnehmer, die am 1. Januar 1995 mehr ais 50 Jahre ait und nicht in der Lage sind, dem Arbeitgeber den 
Betrag der im Alter 50 erworbenen Freizügigkeitsleistung mitzuteilen, sowie Arbeitnehmer, die am 
1. Januar 1995 verheiratet und nicht in der Lage sind, dem Arbeitgeber den Betrag der zum Zeitpunkt der 
Heirat erworbenen Freizügigkeitsleistung mitzuteilen, geben dem Arbeitgeber jenen Freizügigkeitsbetrag 
bekannt, von dem sie zum ersten Mal nach dem 1. Januar 1995 Kenntnis erhalten haben, sowie den 
Berechnungsstichtag der Freizügigkeitsleistung. 

Die Verpflichtung, den Arbeitnehmer der Pensionskasse zu melden, obliegt dem Arbeitgeber, welcher der 
Durchführungsstelle spatestens vor Ablauf des ersten Versicherungsjahres die für jeden neuen Versicherten 
erforderlichen Dokumente zustellt, ausser wenn dieser keine Freizügigkeitsleistung einbringt. 

Die Mitgliedfirmen unterliegen, im allgemeinen aile drei Jahre, einer Kontrolle durch die Pensionskasse oder 
eine von ihr beauftragte Treuhandgesellschaft. Sie sind verpflichtet, dem Rechnungsprüfer aile 
einschlagigen rechtlichen Belege zur Verfügung zu stellen, die die Richtigkeit der Angaben hinsichtlich der 
Lôhne und der Abzug der Beitrage bestatigen. Zur Wahrung der Rechte der Versicherten werden aufgrund 
dieser Kontrollen richtig stellende Abrechnungen erstellt. 

Unterlasst ein Arbeitgeber wissentlich oder unabsichtlich, einen oder mehrere Arbeitnehmer zu melden, so 
schuldet er aile unbezahlten Beitrage einschliesslich der entsprechenden Zinsen. Zusatzlich zu den 
Bearbeitungskosten ist die Pensionskasse berechtigt, ihre Unkosten bis zu einer Hôhe von Fr. 2'000.-- in 
Rechnung zu stellen. 

Art. 7 Arztliche Untersuchung und Vorbehalte 
1. 

2. 

3. 

4. 

lm Zusammenhang mit den Risiken lnvaliditat und Tod kann die Pensionskasse beim Beitritt und bei 
ausserordentlicher Lohnerhôhung aus gesundheitlichen Gründen Vorbehalte anbringen. Die Pensionskasse 
kann von einem Versicherten verlangen, dass er sich zu diesem Zweck auf Kesten der Pensionskasse arztlich 
untersuchen lasst. Die Pensionskasse kann sich ebenfalls auf die Vorbehalte des Rückversicherers stützen. 

Von jedem gemass Artikel 4 Absatz 4 freiwillig versicherten Selbststandigerwerbenden kann ebenfalls 
verlangt werden, dass er sich einer arztlichen Untersuchung unterzieht, ausser wenn er mindestens wahrend 
sechs Monaten obligatorisch versichert war und sich innert Jahresfrist freiwillig versichert. 

lm Bereich der BVG-Mindestleistungen haben die Vorbehalte keine Gültigkeit. Die Vorbehalte gelten 
wahrend hôchstens fünf Jahren. lm Falle der Weiterführung des Vorsorgeplans gemass Artikel 47, wird die 
Dauer von 5 Jahren weiterhin angewendet. Wird der Versicherte invalid oder stirbt er infolge einer Krankheit 
wahrend der Gültigkeitsperiode des Vorbehalts, der auf die Krankheit angebracht wurde, so werden die 
lnvaliden- oder Todesfallleistungen der Pensionskasse permanent auf die Hôhe der BVG-Mindestleistungen 
reduziert. 

Überweist eine Vorsorgeeinrichtung eines früheren Arbeitgebers eine Freizügigkeitsleistung für einen neuen 
Versicherten, so sind für diejenigen Vorsorgeleistungen der Pensionskasse, die durch den Einkauf gebildet 
wurden, nur jene Vorbehalte massgebend, die gegebenenfalls von der Vorsorgeeinrichtung eines früheren 
Arbeitgebers verfügt wurden; massgebend ist ebenfalls die von der Vorsorgeeinrichtung eines früheren 
Arbeitgebers verfügte Dauer eines allfalligen Vorbehalts. 

Reglement PKBW 
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